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Ökonomische Hinlei gründe 

D ie großen staat l ichen Mono­
pole im Te lekommunika­
t ionssektor Europas gehen 

bereits auf die Pos tmonopo le des 
16. Jahrhunder ts zurück, die mit der 
vorrangigen Abs ich t entstanden 
s ind , dem Staat und seinem Souve­
rän f inanziel le Ressourcen zu er­
schl ießen; auch mi l i tär ische Überle­
gungen waren hier zum Teil maß­
gebend Als viel später der Tele­
graph und das Telefon h inzukamen, 
wurden diese dem Pos tmonopo l aus 
den gleichen Gründen angesch los­
sen. Die theoret ischen Argumente 
der Nutzung von Skalener t rägen, 
s t rategischer Notwendigkei ten, einer 
Vertei lungspol i t ik du rch Quersub­
vent ionen oder der Notwendigkei t 
staat i icher Infrastruktur le istungen 
rechtfer t igen im wesent l ichen ex post 
gegebene Tatsachen (Noam, 1989}. 

In vielen Bereichen sind al lerdings 
die konst i tu ierenden Faktoren für 
die Gewährung von Monopo l rech ten 
weggefal len. Größenvorteile - das wicht igste Argument für 
ein natür l iches Monopo l - entstehen vor allem beim erst­
mal igen Aufbau von f lächendeckenden Netzen In der Te­
lekommunikat ion ist dabei vor allem der Netzeffekt von 
Bedeu tung : Mit zunehmender Aus las tung des Netzes stei­
gen die Kosten von Erweäterungsinvestit ionen nur unter­
propor t iona l {Knieps, 1990) 

In den USA und in Kanada wurden detail l ierte Studien über 
das Auftreten von Skaleneffekten durchgeführ t Dabei 
wurde versucht , die Skalenelast izi tät — die Veränderung 
des Outputs etwa der Te lekommunikat ionsd ienste bei 
einer Erhöhung der Inputs um 1 % — zu berechnen Die 

Die Entscheidung der EU, per 
1, Jänner 1998 den Öffentlichen 

Sprachteiefondienst zu liberalisieren 
und das Infrastrukturmonopol 

aufzuheben, bringt Wettbewerb auf 
allen europäischen Tele­

kommunikationsmärkten., Damit dieser 
Wettbewerb funktioniert und die 

optimistischen Wachstumsprognosen 
für den Telekommunikationsmarkt 
realisiert werden können, muß der 

Staat dennoch eine aktive — und in 
Österreich neue — Rolle spielen: Er 
muß für fairen Wettbewerb auf den 

Telekommunikationsmärkten sorgen, 
was vor allem bedeutet, daß der 

ehemalige Monopolist daran gehindert 
werden muß, seine immer noch 

vorhandene Marktmacht 
mißbräuchlich einzusetzen., Die 

Liberalisierungsmaßnahmen in den 
USA und in Großbritannien zeigen, daß 

die Wege zu diesen Zielen durchaus 
unterschiedlich sein können., Trotz EU-

weiter Regelungen bleibt überdies 
Spielraum für eine nationale 
Telekommunikationspolitik, 

Schätzungen der Skalenelast iz i tät -
die mit einiger Unsicherhei t behaftet 
sind - reichen dabe i von 0,85 bis 1,4 
Damit kann keine globale Aussage 
gemacht werden, o b Skalenerträge 
vorl iegen. Auch hat sich gezeigt, 
daß Wettbewerb die internen Struk­
turen deut l ich verändert und die Te­
lekommunikat ionsanbieter zu Per­
sona labbau veranlaßt. Es ist daher 
prakt isch nicht mögl ich , aus der 
Analyse von Skaleneffekten in Mo­
nopolbetr ieben auf Skaleneffekte 
auf e inem l iberal isierten Mark t zu 
schließen Deshalb muß versucht 
werden, jene Bereiche abzugrenzen 
— falls sie noch vorhanden s ind —, 
in denen posit ive Skalenef fekte an­
fallen. Dort ist es sinnvol l , Monopo l ­
strukturen aufrechtzuerhal ten In al­
len anderen Bereichen sol l te ver­
sucht werden, den Wet tbewerb zu 
intensivieren {Knieps, 1990). 

Innovationen lassen heute Wettbe­
werb zu , w o dieser bis lang aus tech­

n ischen Gründen für ausgesch lossen gehalten w u r d e So 
konkurr ieren Betreiber von Mobi l funknetzen mit Anbietern 
ie i tungsgebundener Kommunikat ionsd ienste (Monopol­
kommission, 1991) Gerade in der Te lekommunika t ion ist 
es durch neue Technolog ien in vielen Bereichen mögl ich, 
die Monopo ls t ruk tu ren aufzubrechen. Versorgungsunter -
nehmen und Betreiber von Netzen zur Über t ragung von 
Radio- und Fernsehprogrammen können ihre Lei tungen 
zum Angebot von Te lekommunikat ions le is tungen ausbau­
en. Der Umfang der Doppel invest i t ionen ist ger ing 

Mitt lerweile ist der Te lekommunika t ionssek tor ins Zentrum 
der wi r tschaf tspol i t ischen Aktivi täten gerückt. Die entste-

) Die Aufberei tung der stat ist ischen Daten beireute Sonja Patsios 
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hende „ In format ionsgesel lschaf t " ist in allen Industr ie län­
dern Anlaß massiver Ans t rengungen, die neuen Mög l i ch ­
keiten zu nutzen: Mit dem Plan zur Err ichtung eines „Data 
Super Highway" wurde der Ausbau der Te lekommunika­
t ions in f rast ruktur in den USA bereits zu einem pol i t isch 
sehr prominenten Thema. Die gesamtwir tschaf t l iche Be­
deutung der Te lekommunikat ion hebt auch das Weißbuch 
der EU-Kommiss ion über „Wachstum, Wet tbewerbsfäh ig­
keit, Beschäf t igung ~ Herausforderungen der Gegenwart 
und Wege ins 21. Jahrhunder t " deutl ich hervor, das zur 
Ste igerung der Wettbewerbsfähigkei t Europas die Schaf­
fung eines „Gemeinsamen In format ionsraumes" fordert 
(siehe auch Kasten „Telekommunikat ionspol i t ik in der 
EU") Im Rahmen der G 7 gibt es ebenfal ls Ans t rengun­
gen, innovative Te lekommunikat ionspro jek te umzusetzen 

Das große Interesse am Telekbmmunikat ionssektor ist 
verständl ich, wenn man das (etwa in den Langfr is tszena­
rien von Analysis oder Ar thur D. Littie ermittelte) mögl iche 
Mark twachs tum berücks icht ig t : Unter günst igen regulato­
r ischen Rahmenbed ingungen kann der Markt bis zum Jahr 
2010 rasant expandieren, der Umsatz des Sektors könnte 
s ich real vervierfachen Damit wird dieser Bereich zu 
einem der bedeutendsten Wirtschaftszweige. 

Der vor l iegende Beitrag befaßt sich vor allem mit den öko ­
nomischen Hintergründen der Liberal is ierung im Te lekom­
munikat ionssektor . Viele Aspekte dieses Themas können 
hier nur gestreif t we rden : die Telekommunikat ionspol i t ik 
der EU und anderer — bereits l iberal isierter — Länder, die 
inst i tut ionel le Ausgesta l tung des Sektors, die Auswi rkun­
gen von regulat iven Eingri f fen, die Entwick lungstendenzen 
der Produzenten von Ausrüs tungsgüte rn , technolog ische 
Entwick lungen usw Für Österreich behandeln Leo et al. 
(1994) diese Themen näher 

Ö k o n o m i s c h e H i n t e r g r ü n d e d e r 
D i s k u s s i o n u m R e g u l i e i u n g u n d 

L i b e r a l i s i e r u n g 

Staatl iche Eingriffe werden immer dann als notwendig 
erachtet, wenn es gilt, Marktversagen zu beheben. Markt­
versagen kann zurückzuführen sein auf mangelnden Wett­
bewerb (durch — natürl iche — Monopole , kol lusives Ver­
halten in Ol igopolen) , Extern al i täten, das Vorl iegen öffent­
l icher Güter oder unvol lkommene bzw asymmetr ische In­
fo rmat ionen im Te lekommunikat ionssektor wi rd die Mo­
nopols te l lung einzelner Anbieter - obwohl s ich aus histor i ­
scher Sicht andere Motive ergeben - mit einem natür l i ­
chen Monopo l begründet 

P r o b l e m e natür l icher M o n o p o l e 

Ein natür l iches Monopo l ist dann gegeben, wenn ein Mo­
nopo lun ternehmen die Produkte oder Dienst le istungen bi l ­
liger erstel len kann ais unter Konkurrenzbedingungen. In 
einem natür l ichen Monopo l weis t der Monopol is t über den 
gesamten Produkt ionsbere ich fal lende Grenz- und Durch­
schn i t tskosten auf, wei l er durchwegs Economies of Scale 
nutzen kann Daraus folgt , daß die Produkt ionskosten für 

Telekommunikationspolit ik in der EU 

Die EU, übernimmt seit Mitte der achtziger Jahre eine aktive 
Rolle in der Telekommunikationspolit ik. Die Strategie zielt 
dabei vor allem auf die Schaffung eines gesamteuropäi­
schen Tetekommunikationsmarktes, die Harmonisierung der 
rechtlichen Bestimmungen in den Mitgliedstaaten und die 
verstärkte Liberalisierung des Sektors ab und ist auch als 
Reaktion auf internationale Veränderungen zu sehen (Libe­
ralisierung in den USA und in Japan). 

Die Politik der EU entwickelte sich von reinen Technologie­
programmen hin zu Maßnahmen, welche sowohl die Tech­
nologie- als auch die Reguiierungsseite betreffen. Im we­
sentlichen wurden drei Stufen durchlaufen: Die erste Phase 
umfaßte die Genehmigung des ersten Rahmenprogramms, 
weiches die Entwicklung des Telekommunikationssektors in 

•den Bereichen ISDN, digitale Mobilkommunikation, Breit­
bandkommunikation, Ausarbeitung von gemeinsamen. Nor­
men, Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten beeinflussen 
sollte. Die,zweite Phase leitete die Genehmigung des Grün-
buchs im Jahre 1988 ein. Dabei wurde die Gemeinschafts­
politik auf reguiierungspolit ische Aspekte und die Öffnung 
dieses Bereichs für den Wettbewerb ausgedehnt/Überdies 
wurden die Maßnahmen zur Stimulierung der Technologie­
entwicklung durch die Programme RAGE und STAR sowie 
durch die paneuropäische Normung (Gründung des euro­
päischen Instituts für Telekommunikat ionsnormenETSI im 

! Jahr 1988) ergänzt. Die dritte Phase begann mi t der Vorlage 
des Berichts Uber die Lage im Bereich der Telekommunika­
tionsdienste im Jahr 1992, in welchem, alle Beteil igten Leitli­
nien für die Telekommunikation bis zum Jahr 2000 entwar­
fen. Im Juni,1993 beschlossen die EU-Länder die Liberalisie­
rung des Öffentlichen Sprachtelefondienstes,.1994 auch des 
Infrastrukturbereiches bis zum Jahr 1998. r ; 

mehrere konkurr ierende Anbieter jeweils höher wä ren als 
für den Monopo l is ten und daß daher ein einziger Anbieter 
aus volkswir tschaft l icher Sicht vorzuziehen ist Al lerdings 
hat ein „natür l iches" wie alle anderen Monopo le fo lgende 
Nachtei le: 

1 Eingeschränkte Produktion. Monopo l is ten tendieren da­
zu, den Preis ihrer Produkte durch ein ger inges Produk­
t ionsvolumen in die Höhe zu t re iben Das Preisset­
zungsverhal ten bedeutet, daß von d iesen Produkten we­
niger produziert w i rd , als volkswir tschaf t l ich wün­
schenswer t wäre, und result iert in e inem Transfer von 
Ressourcen („Kaufkraf t") von den Konsumenten zum 
Monopol is ten Ein ger ingeres Produkt ionsvo lumen be­
dingt jedoch auch eine ger ingere Ausnu tzung der Res­
sourcen einer Volkswir tschaf t 

2. Geringe Effizienz des Managements. Unternehmen, wel­
che mangels Konkurrenz hohe Gewinne erzielen, haben 
nur wen ig Anreiz, die Kosten so ger ing wie mögl ich zu 
halten, und toler ieren daher in vielen Fällen Ineff izien-
zen. Überdies ist es ausgesprochen schwier ig — da es 
kaum Vergle ichsmögl ichkei ten gibt —, zu best immen, 
ob ein Monopol is t effizient produziert 

3 Forschung und Entwicklung: Wet tbewerb motiviert Un­
ternehmen zur Innovation von Produkten und Prozes­
sen In einem Monopo l s ind die Anreize, in Forschung 
und Entwicklung zu investieren und ohnehin gewinn­
br ingende Produkte und Prozesse durch neue zu erset­
zen, ger ing. 
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R e g u l i e r u n g s p r o b l e m e i n e i n e m Abbildangl 
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Q„, Qc Menge 

Pe. Preis bei vol lkommener Konkurrenz, Pm . Preis 
bei Monopo l , Qc. p roduz ier te Menge bei vo l l komme­
ner Konkur renz , Qm p roduz ier te Menge bei Monopo l 

Q:Stiglitz(l993) 

4. RentSeeking: Letztl ich können Monopol is ten ihre Gewin­
ne und Ressourcen (z B. Arbeitskräfte) in e inervo lkswir t ­
schaft l ich unprodukt iven Weise verwenden insbesonde­
re zur Aufrechterhal tung ihres Monopo ls (z B f ü r L o b b y -
ing) oder zur Abwehr potentiel ler Konkurrenten 

Überdies würde ein „natür l icher" Monopol is t durch kom-
petitives Preissetzungsverhai ten (bei s tarkem Wettbewerb 
entspr icht der Preis den Grenzkosten) aufgrund der s in­
kenden Grenzkosten Verluste erwir tschaf ten, weil die 
Grenzkosten über den ganzen Produkt ionsbere ich unter 
den Durchschn i t tskosten liegen (Abbi ldung 1} 

Im wesent l ichen hat die Wir tschaf tspol i t ik drei Mögl ichke i ­
ten, auf das Vorl iegen von natür l ichen Monopo len zu rea­
g ieren: Verstaat l ichung, Regul ierung und Einführung von 
Wet tbewerb Dabei wird vor allem versucht , die negativen 
Effekte des Monopo ls zu mindern. 

D i e E i n f ü h r u n g \ o n W e t t b e w e i b i m 
1 e l e k o m m u n r k a t i o n s s t k t o r 

Aus wir tschaf tspol i t ischer Sicht ist eine Doppelst rategie 
angebracht : Zum einen muß zur Besei t igung der mit einem 
Monopo l verbundenen negativen Effekte die Konkurrenz 
st imuliert werden Zum anderen muß der Mißbrauch von 
Mark tmacht des ehemal igen Monopo l is ten durch Regul ie­
rung mögl ichst e ingeschränkt werden So haben fast alle 
Länder, in denen der Te lekommunika t ionssek tor bereits 
deregul iert ist, versucht , den Wet tbewerb zu st imul ieren 
und gleichzeit ig — durch regul ierende Eingriffe — einen 
fairen Wet tbewerb zu s ichern 

Für lokale Netze — d h die Verb indung zum Tei lnehmer 
— erscheint die Mehr fachverdrahtung durch konkurr ieren­

de Te lekommunika t ionsunternehmen als Ressourcenver­
schwendung Eine Ausnahme sind Ansch lüsse , die für an­
dere Zwecke err ichtet wurden (z. B durch Kabelgesel l ­
schaften) jedoch ebenfal ls für die Telefonie benutzt wer­
den können Überdies wi rd in Zukunf t mit einer verstärkten 
Konkurrenz zwischen Mob i lkommunika t ion und „Festver­
d rah tung" gerechnet , sodaß zumindest für den weiteren 
Netzausbau eine Wahlmögl ichkei t zwischen Mob i l kommu­
nikat ion und Kabeln bestehen dürfte 

Auf dem Markt für nat ionale Ferngespräche dürfte dem bis­
her igen Monopol is ten durch Unternehmen, die bereits Uber 
Telekommunikat ionsnetze ver fügen, relativ schnel l Konkur­
renz erwachsen Dies s ind vor allem Energ ieversorgungs­
unternehmen (EVU), Bahngesel lschaf ten 1 ) , Wasserversor ­
gungsunternehmen, Straßenverwaltungen usw. Al lerd ings 
sind dies vielfach Unternehmen, die auf ihrem anges tamm­
ten Markt ebenfal ls Uber eine Monopols te l lung 2 } verfügen 
und daher reguliert werden müssen Zum einen ist zu klä­
ren, ob ihre Investi t ionen in Te lekommunika t ionsangebote 
überhaupt ihrem eigent l ichen Geschäf tszweck entspre­
chen (dies müssen vor allem der Eigentümer und die Regu­
l ierungsbehörde, 2 B bei der Anrechnung der Investit io­
nen, entscheiden}, und anderersei ts ist s icherzustel len, 
daß keine Quersubvent ionen (z. B tei lweise Übernahme 
von Kosten für den Netzbetr ieb u s w ) aus dem regul ierten 
Bereich in die Te lekommunikat ion erfolgen Daraus entste­
hende Wettbewerbsverzerrungen hätte wieder in der einen 
oder anderen Form der Letztverbraucher zu t ragen 

Eine Dif ferenzierung zwischen Langst recken- und lokalen 
Anbietern erfolgte auch bei der Liberal is ierung in den 
USA in Großbri tannien h ingegen wurde der dominante 
Anbieter als Ganzes dem Wettbewerb ausgesetzt und in 
der Folge privatisiert (siehe Kasten „Te lekommunikat ions­
polit ik in den USA und in Großbri tannien") Wie die b isher i ­
gen Erfahrungen zeigen, bewirkt der letztere Weg — vor 
allem aufgrund der Duopo lbes t immung — deut l ich ger in­
geren Wettbewerb (d. h ger ingere Marktantei lsver luste für 
den Monopol is ten) , was wiederum dessen dominante 
Marktpos i t ion kaum schwächt Nach langfr ist igen Entwick­
lungsszenar ien dürf ten die Marktantei le der b isher igen 
Monopo lun ternehmen im Jahr 2010 noch bei 50% bis 70% 
liegen (Analysis, 1992, Arthur D Little, 1991) 

Die anderen europäischen Länder dürf ten dem bri t ischen 
Model l fo lgen Dies liegt einerseits am Widerstand der Be­
legschaft und der Gewerkschaf ten gegen eine Aufspa l tung 
der Unternehmen Anderersei ts s ind die europäischen Län­
der daran interessiert, mögl ichst potente Anbieter auf dem 
zunehmend internationalen Te lekommunikat ionsmark t 
hervorzubr ingen 3 ) Um auf internat ionalen Märkten zu be­
stehen (d h. gegenüber jenen Unternehmen, die auf be­
reits l iberalisierten Märkten agieren und daher anders 
struktur ier t und organis ier t s ind), ist eine entsprechende 
Unternehmensgröße von Vortei l . Sogar große Te lekommu­
nikat ionsunternehmen wie die Deutsche Telekom und 

') Mercury hat entlang der Bahnlinien sein Festnetz errichtet 
3) Erstaunl icherweise nahmen die Energieversorgungsunternehmen an den Liberal is ierungsbemühungen in der Telekommunikat ion wesent l ich mehr Anteil als im 
eigenen Bereich Während gerade von den EVU deutl iche Signale zur Beschleunigung der Marktöf fnung in der Telekommunikat ion kommen, liegen noch keine ak-
kordierten Modelle zur Liberal isierung des Energiemarkles und zur Einführung von Konkurrenz vor Grund dafür ist nicht zuletzt der massive Widerstand der EVU 
3) Insbesondere die Best immungen des GATT — vor allem General Agreemenf on Trade in Services (GATS) and Related Instruments — tragen zu verstärktem in­
ternat ionalem Wettbewerb auf dem Markt für Telekommunikat ionsdienste bei 
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T e l e k o m m u n i k a t i o n s p o l i t i k in d e n U S A u n d in 
G r o ß b r i t a n n i e n 

In den USA wurde nach einigen •— weniger weitreichenden 
— Liberalisierungsmaßnahmen die Telekommunikations­
landschaft im Jahr 1984 radikal umgestaltet Auslöser war 
ein mehrjähriges Antitrust-Verfahren gegen AT&T mit dem 
Vorwurf, Privilegien aus der Monopolstellung in unfairer 
Weise auszunützen Das Verfahren endete in der „Divesti-
ture" von AT&T: Durch die Ausgiiederung von sieben Regio­
nalgesellschaften („Regional Bell Operating Companies" 
ReBOC) — die die lokalen Telefonnetze managen — verlor 
AT&T 75% des Gesellschafterkapitais und rund 65% des Be­
schäftigten Stands (Fuest, 1992). Das Tätigkeitsfeld von 
AT&T umfaßte zunächst nur den Betrieb der Fernnetze und 
das Endgerätegeschäft — auf beiden Märkten gibt es Mit­
bewerber und damit Wettbewerb 

Als Foige der „Computer Inquiry III" wurde aber 1986 AT^tT 
ebenso wie den ReBOC der Zutritt zum Markt für Mehrwert­
dienste unter zwei Bedingungen („Open Network Architec-
ture" ONA und „Comparable Efficient Interconnection" CEI; 
Horrocks — Scan, 1993) erlaubt. Diese Bedingungen regeln 
den fairen Zutritt von Konkurrenten zum eigenen Netz. 

Großbritannien setzte zwar die radikalsten Liberalisierungs­
schritte in Europa, wagte sich aber nicht an eine Aufspal­
tung von British Telecom (BT), sondern setzte auf einen 
duopolistisch organisierten Markt. Mit der „Telecommunica-
tion Act" wurde .im Oktober 1981 das Monopol von BT auf­
gehoben, und im Jahr 1982 erhielt das Mercury-Konsortium 
(bestehend aus Cable & Wireless, Barclay's Merchant Bank 
und BP — seit 1984 jedoch im alleinigen Besitz von Cable & 
Wireless) die Lizenz, private digitale Glasfasernetze zur 
Übertragung von Sprache und Daten in Konkurrenz zu BT 
zu betreiben, mit dem Zugeständnis, daß für zumindest sie­
ben Jahre kein weiterer Festnetzbetreiber zugelassen wird 
(Knoll, 1992). Mercury konnte sich in diesem Zeitraum, nicht 
zu einem ebenbürtigen Mitbewerber entwickeln. Mit einem 
Marktanteil von rund 5% herrschte eher bewußte Koexistenz 
denn Wettbewerb auf allen Ebenen. Mit dem Auslaufen der 
Duopol-Bestimmung wurden auch andere Festnetzbetreiber 
zugelassen, sodaß in Zukunft — und nach einer Konsoüdie-
rungsphase — mit stärkerem Wettbewerb gerechnet wer­
den kann. 

France Te lecom haben sich zusammengesch lossen , um 
mit AT&T und BT konkurr ieren zu können — was dennoch 
nicht s icher ist. Wie das Beispiel Unisource (Zusammen­
schluß der Schweizer, n ieder ländischen, schwed ischen 
und spanischen Telekomunternehmen) zeigt, besteht die 
Mögl ichkeit , Uber Kooperat ion die Marktmacht zu erhöhen, 
auch für Telekomanbieter aus kleinen Ländern 

Abgesehen von den Markts t rukturen sind der Zugang zum 
Netz des dominanten Anbie ters , die Anschlußgebühr , das 
Numer ierungssystem und der Universaldienst von zentra­
ler Bedeutung für einen funkt ion ierenden Wet tbewerb: 

N e t z z u g a n g 

Da im Telekomsektor Netzwerkexternal i täten auftreten (je 
mehr Tei lnehmer, desto größer der Nutzen für jeden einzel­
nen), ist Konkurrenz nur dann mög l ich , wenn die neuen A n ­
bieter Zugang zum Netz des bisher igen Monopol is ten er­

halten. Sie wären sonst gezwungen, eigene f lächendek-
ikende Netze aufzubauen, da sie den Endverbraucher nicht 
erreichen würden bzw Uber keine Langstreckennetze ver­
fügen Der Aufbau von vielen voneinander unabhängigen 
f lächendeckenden Netzen ist weder betr iebswir tschaft l ich 
rentabel noch volkswir tschaf t l ich wünschenswer t Ein kr i t i ­
scher Punkt ist der Tarif, der an den dominanten Anbieter 
für die Benutzung seines Netzes entr ichtet werden muß 
Hier besteht jedenfal ls die Gefahr, daß der Netzbetreiber 
versucht, durch zu hohe Tarife Konkurrenz zu unterbinden 
Ein interessanter Ansatz — der über die b isher igen Libera­
l is ie rungsbemühungen in Europa h inausgeht — ist die Ge­
währung von „equal access " : Der Kunde kann bei jedem 
Gespräch wählen, über weichen Operator er es durchführ t 
Dadurch ist er nicht an einen Diensteanbieter gebunden, 
sondern entscheidet je nach Dest inat ion, nachgefragtem 
Dienst usw , welcher Operator für ihn am günst igsten ist 4) 

N u m e r ier u n g 

Ein wesent l iches Hindernis für Konkurrenz ist das Numerie­
rungssys tem, da es übl icherweise nicht mögl ich ist, bei 
einem Wechsel zwischen verschiedenen Operatoren die An­
sch lußnummer zu behalten Die Kosten, die s ich für den Kun­
den aus der Zutei lung einer neuen Nummer ergeben (z. B 
neue Drucksor ten) , s ind beacht l ich An Numer ierungssyste­
men, die den Wechsel zwischen Operatoren er lauben, ohne 
daß die Nummer verändert wi rd , w i rd derzeit gearbei tet 

U n i v e r s a l S e r v i c e 

Zunehmende Konkurrenz könnte bewirken, daß die Opera­
toren Tei lnehmer ab lehnen, die nur mit hohen Kosten an 
das Netz anzubinden s ind Deshalb s ind Regelungen not­
wend ig , damit zumindest der dominante Operator die 
Nachfrage auch in d iesem Fall befr iedigt Al lerd ings ist 
europawei t noch nicht ausdiskut ier t , welche Dienste das 
Universal Service umfaßt (Telefonanschluß, ISDN u s w ) 
und wie es f inanziert wi rd . 

Die Mögl ichkei ten zur Einführung von Wet tbewerb lassen 
einigen Spie l raum für die Entscheidungst räger — sowohl 
auf europäischer als auch nationaler Ebene. In welche 
Richtung sich letztl ich der Te lekommunika t ionsmark t ent­
wickeln w i rd , hängt wesent l ich von den Entscheidungen 
der Vorrei ter länder (USA, Großbr i tannien, Japan) ab und 
von der Flexibilität des inst i tut ionel len Systems in den ein­
zelnen Ländern Die ständig wachsende Bedeutung des 
Te lekommunika t ionssektors wi rd sicher Konkurrenz auch 
zwischen alternativen Regui ierungssystemen entstehen 
lassen, da Vielfalt und Kosten von Te lekommunikat ions­
diensten das „Rückgrat " der Informat ionsgesel lschaf t bi l­
den Regul ierungssysteme, die hohe Preise und ger inge 
Innovat ion to ler ieren, bedeuten Wet tbewerbsnachte i le für 
den Wir tschaf tsstandor t und sind auf Dauer nicht haltbar 

D i e R e g u l i e r u n g d e s d o m i n a n t e n A n b i e t e r s 

Ziel der Liberal is ierung ist, daß der Te lekommunikat ions­
markt von Marktkräf ten gelenkt wi rd Konkurrenz zu schaf-

4) Daß „equa! access ' den Wettbewerb wesent l ich intensivieren kann, zeigt das Beispiel der engl ischen Stadt Hull Dort gibt es aus histor ischen Gründen einen 
Operator, der nur diese Stadt versorgt. Die Tei lnehmer dieses Ortsnetzes hatten „equal access ' zum BT- und Mercury-Netz Während der Marktanteil von Mercury 
in Großbritannien insgesamt etwa 5°'o beträgt erreichte er in Hull in kurzer Zeit mehr als 50% 
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fen hängt nicht nur von Rahmenbed ingungen ab, sondern 
benöt igt auch Zeit. Bis der Markt wirk l ich funkt ionier t , muß 
der dominante Anbieter regul iert werden, damit er seine 
Monopo imach t nicht mißbraucht Aus der Vielzahl von 
mögl ichen Regul ierungsansätzen werden hier die „Rate-
äevel"-Regulierung und die Setzung von Höchstpre isen 
diskut iert internat ional geht die Praxis generel l zur Regu­
l ierung durch Setzung von Höchstpre isen über 

R a t e - o f - R e t u r n - R e g u l i e i u n g 

Im Kern jeder Regul ierung steht der Versuch, zu gewähr­
leisten, daß der Monopo l is t eine „norma le" Verz insung 
des eingesetzten Kapitals erhält und nicht mehr In d iesem 
Fail sol l ten die Preise nicht viel höher als die Grenzkosten 
se in ; damit ist s ichergestel l t , daß keine Subvent ionen nö­
t ig s ind und die größtmögl iche Konsumentenrente erzielt 
w i rd Diese „Rate-LeveT-Regul ierung verlangt, daß 

R — C — 8 K < 

K ~ * ' 

R . Gesamte innahmen, C operat ive Kosten, ö . . A b ­
schre ibungsrate , K . Kapi ta lbasis und s . . höchs tmög l i ­
che Verz insung Obwoh l diese Formel ausgesprochen ein­
fach aussieht , kann die tatsächl iche Regul ierung mit e rheb­
l ichen Problemen verbunden sein (vgl. Hay — Morris, 1991): 

— Der Monopo l is t kann Kostenste igerungen auf die Prei­
se überwälzen und dennoch die höchstmögl iche Ver­
z insung (s) seines Kapitals erzielen Die Folge können 
überzogene Kosten sein (höhere Löhne bzw. Lohnste i -
gerungen, Ineff izienzen, hohe Werbeausgaben u s w ) . 
Die Angemessenhe i t der Kostenste igerungen ist für die 
regul ierende Einheit aufgrund von In format ionsasym­
metr ien 5 ) in vielen Fällen nur schwer zu bewerten 

— Konzept ionel le Schwier igkei ten bereitet die Messung 
der Kapi ta lbas is : Zumindest stellt s ich die Frage, ob die 
Anschaf fungskos ten (zwar ist ihre Höhe bekannt , doch 
fehlt eine ökonomische Begründung für die Verwendung 
der h is tor ischen Werte) oder die Wiederbeschaf fungs­
kosten (ein sinnvoller Ansatz, j edoch lassen sie sich in 
ihrer Höhe nur schwer best immen) herangezogen wer­
den sol len. Abgesehen von den konzept ionel len Proble­
men ist die Kapi ta lbasis ein besonders kr i t ischer Faktor, 
weil die absolute Höhe des Gewinns von ihr abhängt . 
Monopol is ten könnten daher, um ihre absoluten Gewin­
ne zu ste igern, versuchen, die Kapi ta lbasis über das er­
forder l iche Maß hinaus zu erhöhen, und unprodukt ive 
Investi t ionen tät igen (Averch-Johnson-Ef fekt 6 ) Wenn 
nicht jede Investit ion die Kapi ta lbasis erhöhen sol l , muß 
die regul ierende Einheit bewerten, welche Investi t ionen 
gerechtfer t igt s ind Ähnl iche Probleme ergeben sich bei 
der Fest legung der Abschre ibungsra te 

— Auch die Fest legung der höchs tmög l ichen Verz insung 
des Kapitals ist nicht unprob lemat isch Zumeist wi rd 
ein indust r iedurchschni t t herangezogen In d iesem 

Durchschni t t s ind aber Unternehmen mit unterdurch­
schnit t l icher Ertragskraft wie mit außerordent l ich hohen 
Gewinnen erfaßt Beide Gruppen sollten nicht im Ver-
g le ichssample enthalten sein Überdies sol l te die Höhe 
des Gewinns im Verhältnis zum Risiko der Geschäf t ig­
keit gesehen werden Auch hier ist es schwier ig , eine 
adäquate Kontro l lgruppe für die Berechnung der 
höchs tmög l ichen Kapitairendite zu f inden 

H ö c h s t p i e i s e 

Eine weitere Methode, Monopo le zu regul ieren, besteht in 
der Fest legung von Höchstpre isen für die angebotenen 
Produkte und Dienst le istungen Dadurch entstehen völlig 
andere Anre izst rukturen als durch die „Rate-of -Return"-
Regul ierung: Es gibt große Anreize, die Kosten zu senken 
und opt imale Faktor inputverhäl tn isse zu wäh len, da Ko­
s tenerhöhungen nicht auf die Preise überwälzt werden 
können und eine überhöhte Kapitalbasis den Gewinn min­
dern würde Theoret isch ist überdies für die Setzung von 
Höchstpre isen deutl ich weniger Aufwand notwendig als 
für eine „Rate-of - re turn"-Regul ierung, und die Impulse für 
Eff iz ienzsteigerung und Innovat ion sind stärker 

Al lerd ings erschweren In format ionsprob leme die Preisset­
zung : Wenn der Preis zu hoch angesetzt w i rd , entstehen 
überhöhte Gewinne Ist er zu niedrig, werden die Investit io­
nen und damit die Wachstumsmögl ichke i ten des Unter­
nehmens e ingeschränkt Die Festsetzung des „ r icht igen" 
Preises ist jedoch eine schwier ige Prozedur, da viele Infor­
mat ionen — meist vom regul ierten Unternehmen — not­
wendig s ind. Die theoret ischen Vortei le dieser Methode 
werden durch prakt ische Nachtei le zumindest tei lweise 
wieder aufgehoben (siehe Rees — Vickers, 1995). 

In der Praxis werden die Höchstpre ise zumeist nach dem 
RPI—X-Ansatz berechnet : Das regul ierte Unternehmen 
kann die Preise pro Jahr um den Anst ieg des Verbrau­
cherpre is index (retail pr ice index — RPI), verr ingert um 
einen Prozentsatz X, erhöhen Die Wahl von X erfordert 
detail l ierte Kenntnis des regul ierten Unternehmens und 
des Marktes (Kostenstruktur , al lgemeine Entwicklung, 
technischer Fortschri t t usw.) Wenn im Zeitablauf X so weit 
angepaßt wird, daß ein angemessener Ertrag erwirtschaf­
tet w i rd , entspr icht die RPI—-X-Formel wei tgehend einer 
„Rate-Level"-Regul ierung 

Beesley — Littiechild (1989) sehen Vortei le dieser Regulie­
rungsmethode vor allem für Bereiche mit raschen techno lo­
g ischen Veränderungen, weü dieser Ansatz Innovat ion, Effi­
zienz und marktgerechtes Verhalten stärker förder t als eine 
„Rate of RetunV'-Regul ierung. Empir isch bestät igt wird die­
se Über legung durch eine Untersuchung von Mathios — 
Rogers (1989): Die Langstreckennetze von AT&T werden in 
den Bundesstaaten der USA mit unterschiedl ichen Ansät­
zen regul iert ; bei der Setzung von Höchstpre isen — das Un­
ternehmen hat somit Preissetzungsfreihei t bis zum Höchst­
preis — sind die Preise insgesamt niedriger 

' ) Informat ionsasymmetr ien s ind eines der gravierendsten Probleme jeder Art von Regulierung Es wurden jedoch einige Methoden entwickelt die gewährleisten 
daß die regul ierende Behörde Zugriff zu wesent l ichen Informationen hat bzw die das Informattonsproblem abschwächen (z B mehrstuf ige Tarife Ex-post­
Überprüfungen , Yardst ick" -Regulierung) 
e ) Der Averch-Johnson-Effekt ist Gegenstand zahlreicher Studien Er ist jedoch nur eingeschränkt general isierbar Die Kritik bezieht sich vor allem darauf, daß die 
Analyse stat isch ist und Verhal tensänderungen des regulierten Unternehmens durch .wi l lkür l iche' Überprüfungen der Regul ierungsbehörde nicht berücksicht igt 
werden Überdies hängt das Ausmaß des Averch-Johnson-Effekts wesent l ich von der Wahl der Regul ierungsmethode ab (siehe z B Joskow — Noll 1981 Stigler 
— Friedland 1962) 
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P r a k t i s c h e P r o b l e m e der R e g u l i e i u n g 

Neben den oben erwähnten method ischen Regul ierungs­
prob lemen trit t eine Reihe prakt ischer Probleme auf, die 
die Effizienz der Regul ierung bee in f lussen: 

— Die Regul ierungsbehörde handelt mit der Zeit nicht 
mehr im öffent l ichen Interesse: Die Theor ie des „ regu-
latory capture" bzw „agency capture" argument ier t , 
daß die Regulatoren sehr oft auf die Seite der zu regu­
l ierenden Einheiten gezogen werden Dabei werden 
nicht unbedingt illegale Mittel eingesetzt Viel wahr­
scheinl icher ist, daß durch die engen Kontakte zwi­
schen Regul ierenden und Regul ierten (welche die Infor­
mat ionen besi tzen, die für die Regul ierungsakt iv i täten 
unerläßlich sind) persönl iche Beziehungen und eine 
starke Identif ikation der Regul ierenden mit den Regu­
lierten entstehen. Noch prob lemat ischer ist es, wenn 
die Regul ierungsbehörde Personen aus den regul ierten 
Einheiten rekrut iert (Stiglitz, 1993) 

— Regul ierung kann negative „Nebenwi rkungen" auf Qua­
lität, Kundenservice, Invest i t ionen, Preisstruktur und die 
Effizienz haben Als Reakt ion darauf können die Regu­
l ierenden die anfängl ich noch relativ einfachen Regein 
verfeinern, detail l ieren und dadurch die Komplexi tät der 
Regul ierung stark erhöhen Gleichzeit ig wi rd zumeist 
auch die Überprüfung intensiviert. Insgesamt wird da­
durch der Prozeß der Regul ierung ausgesprochen u m ­
ständl ich, bürokra t isch und teuer (Hay — Morris, 1991) 

— Die regul ierende Einheit verfolgt auch Eigeninteressen, 
die von gesel lschaft l ich wünschenswer ten Zielen deut­
lich abweichen können Der Wunsch nach besserer Ent­
lohnung, höherem Status, mehr Mitarbei tern, höheren 
Budgets usw. kann ebenfal ls Kosten der Regul ierungs­
aktivitäten stark steigen lassen (Hay — Morris, 1991) 

Auch wenn d iese Effekte nicht auf t reten, verursacht Regu­
l ierung an und für s ich relativ hohe Kosten Selbst wenn 
man Marktversagen in einzelnen Bereichen der Te lekom­
munikat ion für gegeben hält, l iegt nur eine notwendige, aber 
nicht h inreichende Bed ingung für die Effizienz eines staat l i ­
chen Eingriffs vor Marktversagen kann auch eine Folge von 
Regul ierungen sein. Eine hinreichende Bed ingung für die 
Notwendigkei t des staat l ichen Eingriffs ist nur dann erfüllt, 
wenn die Kosten dieses Eingriffs einschl ießl ich der Kosten 
potent iel len Staatsversagens niedr iger s ind als die Kosten 
des unregul ier ten Marktversagens (Fuest, 1992) 

Trotz dieser Probleme ist Regul ierung in Bere ichen, wo 
Marktversagen auftritt, auch in Zukunf t ein unersetzl iches 
Werkzeug, um die ökonomische Effizienz zu steigern Aller­
d ings ist sie nur ein ungenügendes Subst i tut für das freie 
Spiel der Marktkräf te, weil sie systemat ische Verzerrungen 
schafft, hohe Kosten verursacht und konkurr ierende Effi­
zienzziele auch Zielkonf l ikte aus lösen können Es ist daher 
auch aus dieser Perspektive nahel iegend, Wet tbewerb zu 
fördern, wo dies mögl ich ist, und auf regul ierende Eingriffe 
nur dort zurückzugrei fen, wo sie unerläßl ich s ind 

Die österreichische Si tuat ion 

Die Reform des österre ich ischen Te lekommunikat ionssy­
s tems erfolgte pr imär auf Druck von außen In der Vergan­

genheit erwarteten die zentralen österre ich ischen Akteure 
von Reformen keine Verbesserung ihrer Situation Der in­
ternat ionale Anpassungsbedar f ergibt s ich aus dem 
GATT-Vertrag — welcher ein Kapitel Dienst le istungen w id ­
met: „General Agreement on Trade in Services (GATS) 
and Related Inst ruments" — und durch die Übernahme 
der EU-Gesetzesmater ie mit der EWR-Tei lnahme und 
schließlich dem EU-Beitritt Österre ichs (Leo et al, 1994} 
Jedoch beschränkte sich Österre ich darauf, die notwendi ­
gen Anpassungen zum spätes tmögl ichen Zei tpunkt und 
mit den ger ingsten mögl ichen Veränderungen für das 
österre ichische System durchzuführen 

Abgesehen von der Rahmengesetzgebung der EU — 
deren konkrete Ausformul ie rung in wei ten Bereichen noch 
diskut iert w i rd — gibt es (noch) keine s t rategischen und 
operat iven Ziele und Vorgaben für eine österre ich ische 
Telekommunikat ionspol i t ik . Diese uns icheren Rahmenbe­
d ingungen wirken sich auf alle Tei lnehmer (Post, Dienste­
anbieter, Unternehmen, Konsumenten) negativ aus, wei l 
vorausschauende Planungen, Adapt ionen und Investit io­
nen nicht oder nur e ingeschränkt mögl ich s ind Um dieses 
Manko zu besei t igen, wurden im Sommer 1995 im Rahmen 
einer nat ionalen Telekommunikat ionsin i t ia t ive Arbe i ts ­
gruppen eingerichtet, welche zu den einzelnen Probiembe-
reichen Vorsch läge erarbei ten sollen 

Einer der zentralen Punkte für die Entwick lung des Tele­
kommunika t ionsmark tes ist die Schaf fung eines Regulie­
rungsrahmens für die Markt te i lnehmer Derzeit ist unklar, 
nach welchem Schema (RPI—X, Rate of Return) der domi ­
nante Teiekomanbieter regul iert w i rd und wie Marktmiß­
brauch verhindert w i rd Die Struktur der Inst i tut ionen sieht 
zwar eine Pre iskommiss ion vor; da jedoch die Preisregul ie­
rung ein aufwendiger, kompl iz ier ter und kont inuier l icher 
Prozeß ist, kann diese Kommiss ion Vorsch läge bestenfal ls 
bewi l l igen, aber nicht selbst erarbei ten Es ist essent ie l l , 
hier Vorsorge zu treffen und die notwendigen Ressourcen 
für die Preissetzung aufzubauen. Die Preisfestsetzung so l l ­
te von einer unabhängigen Inst i tut ion — ähnl ich wie in 
Großbr i tannien (OFTEL) — vo rgenommen werden Dane­
ben muß es Insti tut ionen geben, welche Marktmißbrauch 
des dominanten Anbieters verh indern, Beschwerden ande­
rer Markt te i lnehmer über unfaire Prakt iken des dominanten 
Anbieters behandeln und über Sankt ionen entscheiden 

Die österre ich ische Telekommunikat ionspol i t ik wurde in 
der Vergangenhei t — wie erwähnt — vor allem vom inter­
nat ionalen Anpassungsbedar f und der Restruktur ierung 
der ÖPTV dominier t Die wesent l ichen Anpassungen wa­
ren die Trennung der betr iebl ichen von den hoheit l ichen 
Aufgaben der Post per 1 Jänner 1993 und die Verabschie­
dung des Fernmeldegesetzes. Der zeit l iche Ablauf der Re­
formschr i t te wurde auch in d iesem Fall durch Sachzwänge 
und nicht durch die Sachlogik dikt iert : Die EWR-Tei lnahme 
bewirkte die Trennung von hoheit l ichen und betr iebl ichen 
Aufgaben der Post (durchgeführ t durch eine eigene Fern-
meldebehörde, der die Sekt ion IV im Bundesmin is ter ium 
für öffent l iche Wir tschaf t und Verkehr zugeordnet ist). Für 
das Postst rukturgesetz, welches die Organisat ion des f r ü ­
heren Monopolanb ie ters regelt, wurde im Herbst 1995 die 
Begutach tungsphase abgesch lossen Dieses Gesetz muß 
vor allem die St ruk turprob leme der ÖPTV lösen (hohe 
Schu lden, Entscheidung über die Trennung des Fernmel-
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debereich von der Br iefpost und den Autobusd iens ten , 
künft ige Rechts form, Organisat ion u s w ) 

Das Postst rukturgesetz ist auch deshalb von zentraler Be­
deutung, weil spätestens mit dem I . Jänner 1998 sowoh l 
das Sprachmonopo l als auch das In f rast rukturmonopol 
der ÖPTV fal len und damit der Wet tbewerb deutl ich intensi­
viert wi rd 7 ) Obwoh l die ÖPTV wesent l iche Veränderungen 
ihrer internen Organisat ion anstrebt , w i rd die Einstel lung 
auf einen kompeti t iven Te lekommunika t ionsmark t wohl 
noch längere Zeit in Anspruch nehmen. Durch die Markt­
öf fnung wi rd das Ert ragspotent ia l der ÖPTV deut l ich ge­
mindert , weii angesichts nat ionaler und internationaler A n ­
bieter die Tari fe sowohl im Inland als auch für Ferngesprä­
che deut l ich gesenkt werden müssen Einen Ausgle ich für 
die ger ingeren Margen schaff t jedoch die stark zunehmen­
de Nachfrage nach Te lekommunikat ionsd iensten 

Um die Umstruktur ierung der Post zu ermögl ichen und sie 
als berechenbaren Kooperat ionspar tner international zu 
etabl ieren, muß das Postst rukturgesetz so bald wie mög ­
lich verabschiedet werden. Dabei sol l te neben einer 
selbstverständl ichen Ausg l iederung der Post aus der öf­
fent l ichen Verwal tung auch eine Trennung der Geschäf ts­
bereiche (Telekommunikat ion, Brief- und Paketdienste, 
Busdienst) in e igenständige Einheiten verwirkl icht werden 
Unter diesen neuen Rahmenbed ingungen müßten s ich die 
Finanzf lüsse an den Staat auf die Zahlung von Dividenden 
und Steuern beschränken Umgekehrt müssen für die A b ­
gel tung gemeinwir tschaf t l icher Le is tungen, die für die So­
zialverträgl ichkeit der Reform des Sektors notwendig s ind, 
entsprechende Finanzierungsinstrumente geschaf fen wer­
den (Leo etal, 1994). 

Der Erfolg der Re fo rmbemühungen der ÖPTV ist jedoch 
zentral für die wir tschaft l iche Zukunf t des Unternehmens 
und des Te lekommunika t ionss tandor tes Österreich Sollte 
bis zur Öf fnung der Märkte im Jahr 1998 eine grundsätz l i ­
che Anpassung an die neuen Marktverhäl tn isse nicht ge­
lungen sein, wi rd der Rückgang der Ertragskraf t auch gra­
vierende Auswi rkungen auf die Selbst f inanzierungskraf t 
für Investi t ionen in die Modern is ierung des Fernmeldenet­
zes haben und Pr ivat is ierungsschr i t te — und damit ver­
bunden die Aufnahme von Mitteln über den Finanzmarkt 
— verhindern In dieser Situat ion können auch Zielkonf l ik­
te zwischen Unternehmens- und Konsumenten in teressen 
entstehen Soll ten durch die ger inge Selbst f inanzierungs­
kraft des Unternehmens Investi t ionen in den Ausbau und 
die Modern is ierung des Netzes unterb le iben, ergeben sich 
durch ein zu wenig diversif iziertes und innovatives 
Diensteangebot Wet tbewerbsnachte i le für die Wir tschaf t 
Anderersei ts würden Maßnahmen, die die Ertragskraf t 
steigern — etwa über regulative Eingriffe —, die Kosten 
für Te lekommunikat ionsd ienste hoch halten und ebenfal ls 
Nachtei le für Unternehmen und Konsumenten bewirken 
Auch ist es f ragl ich, ob es in den Segmenten mit deutl ich 
verstärkter Konkurrenz überhaupt mögl ich sein w i rd , die 
Preise Uber Regul ierung zu beeinf lussen 

Letztl ich wi rd die Entwick lung der ÖPTV zumindest mittel­
f r ist ig erhebl iche Auswi rkungen auf die Attraktivität des 

Te lekommunikat ionsstandor tes Österre ich haben. In je ­
dem Fall scheint es wünschenswer t , Nutzer interessen in 
der Telekommunikat ionspol i t ik stärker zu berücks icht igen 
und im insti tut ionel len Rahmen zu integr ieren 

Zusammenfas sung 

Seit rund 15 Jahren durchläuf t der einstmals t räge, von na­
t ionalen Monopolanbietern dominier te Te lekommunika­
t ionssektor eine rasante Transformat ion hin zu einem 
kompeti t iven Markt für Informat ionsdienste. Anges ich ts 
des beträcht l ichen Wachs tums — Langfr is tszenar ien ge­
hen unter günst igen Rahmenbedängungen von einer rea­
len Vervier fachung bis zum Jahr 2010 aus — ist d ieser Be­
reich in das Zent rum der Wir tschaf tspol i t ik gerückt . 

Durch Liberal is ierung sol len die mit einem Monopo l ver­
bundenen negativen Effekte beseit igt werden Stimul ie­
rung von Konkurrenz und Regul ierung des dominanten 
Markt te i lnehmers, sollen verh indern, daß dieser seine — 
auch nach der Liberal is ierung nach vorhandene — Markt­
macht mißbrauchen kann. Fast alle Länder, in denen der 
Te lekommunikat ionssektor deregul ier t ist, haben im Sinne 
dieser Strategie versucht , Wet tbewerb zu st imul ieren und 
gleichzeit ig — durch regul ierende Eingriffe — einen fairen 
Wet tbewerb zu s ichern 

Um Wettbewerb zu ermögl ichen, gibt es unterschiedl iche 
Vorgangswe isen : In den USA wurde der dominante Anb ie­
ter (AT&T) in regionale Gesel lschaf ten für Loka lgespräche 
und eine Gesel lschaft für Ferngespräche aufgespal ten In 
Großbr i tannien hingegen wurde der dominante Anbieter 
als Ganzes dem Wettbewerb ausgesetzt und in der Folge 
privatisiert Abgesehen von den Markts t rukturen sind der 
Zugang zum Netz des dominanten Anbie ters , die A n ­
schlußgebühr, das Numer ierungssystem und der Univer­
saldienst von zentraler Bedeutung für einen funkt ion ieren­
den Wet tbewerb 

Aussch laggebend für den Erfolg von L ibera l is ierungsbe­
mühungen ist die Regul ierung des dominanten Anbieters 
Hier ist im wesent l ichen zu unterscheiden zwischen einer 
„Rate-of -Return"-Regul ierung und der Setzung von 
Höchstpre isen Die Regul ierungssysteme tendieren zuneh­
mend zur Setzung von Höchstpre isen, wei l d iese für das re­
gul ierte Unternehmen deutl ich mehr Anreize für Innovatio­
nen, Eff iz ienzsteigerung und Kostensenkung br ingen 

Die Reform des österre ichischen Te lekommunikat ionssy­
s tems erfolgte pr imär auf Druck von außen Der internat io­
nale Anpassungsbedar f ergibt sich aus dem GATT-Ver-
t rag — welcher ein Kapitel den Dienst le istungen w idmet : 
„General Agreement on Trade in Services (GATS) and Re­
lated Inst ruments" — und durch die Übernahme der EU-
Gesetzesmater ie mit der EWR-Tei lnahme und dem EU-
Beitritt Österre ichs (siehe Leo et al, 1994) Österre ich be­
schränkte s ich jedoch darauf, die notwendigen Anpassun ­
gen zum spätestmögl ichen Zei tpunkt und mit den ger ing­
sten mögl ichen Veränderungen für das österre ichische 
System durchzuführen. 

?) Der Wettbewerb wird sich im Telekommunikat ionssektor durch die Ausschre ibung für einen zweiten GSM-Betreiber jedoch schon vor dem 1 Jänner 1998 intensi­
vieren Mit der Entscheidung über den Mitbewerber der ÖPTV wird bis Ende 1996 gerechnet 
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Die zentralen Probleme l iegen in der Verabsch iedung des 
derzeit noch diskut ierten Postst rukturgesetzes und in der 
Fest legung des Regul ierungsrahmens für den dominanten 
Anbieter Beide Punkte werden die Entwicklung des Tele­
kommunika t ionss tandor tes mittel fr ist ig wesent l ich bes t im­
men und in ihrer Ausformuüerung den Grundstein für das 
Funkt ionieren des Wet tbewerbs legen Au fg rund des rela­
tiv großen Reformbedar fs wi rd eine massive Anpassungs ­
leistung der ÖPTV notwendig sein, um die Herausforde­
rungen zu meistern Die Attraktivität des öster re ich ischen 
Standortes hängt wesent l ich davon ab, wieweit dies ge­
lingt 
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For about 15 years the telecommunication sector, erstwhile 
an inert sector dominated by national monopolies, has been 
undergoing a dramatic transformation towards a compet-
itive market for information Services. The potential for explo­
sive growth — long-term scenarios expect as much as a 
fourfold increase in real terms up to 2010 — has moved this 
sector into the center of economic policy making. 

Deregulation efforts attempt to eliminate the negative effects 
associated with a monopoly, by stimulating competit ion and 
regulating the dominant seller in the market, so that the 
dominant f irm can no longer exploit the market power that 
remains even after liberalization. In practicafly all „dereg-
ulated" countries this strategy was implemented with the 
goal of stimulating competit ion and of securing a measure 
of fair competit ion through regulatory measures. 

There are various approaches to fostering competi t ion: in 
the U.S., the dominant supplier (AT&T) was split up into re­
gional cornpanies, providing local Telephone service, and a 
Company operating in the long-distance segment. In the 
U.K., the dominant supplier was subjected to competit ion 
and then privatized. 

Aside from the market structures, several features are of 
central importance for support ing a well-functioning com-
petitive market: access to the net of the dominant supplier, 
interconnection fees, numbering, and the universal service 

Regulation of the dominant supplier is of decisive impor­
tance for the success of a liberalization drive.. A basic dis-
tinction can be made between a „rate of return" regulation 
and the setting of maximum prices. In recent years, the reg­
ulation Systems have tended towards instituting price caps 
because they offer the regulated enterprise a much greater 
incentive to introduce innpvations, to increase efficiency, 
and to cut costs. 

The impetus for a reform of the Austrian telecommunication 
system came from outside of Austria. The need to adjust fo l -
lows from the GATT treaty — which contains a chapter on 
Services: General Agreement on Trade in Services (GATS) 
and Related Instruments — and the reception into Austrian 
law of EU laws through the EEA and Austria's accession to 
the EU. Austria's activities in this regard were limited by the 
desire to institute only the absolutely necessary adaptations 
at the latest date possibie. 

The central problems are the draft of the bill regulating the 
structure of the postal service and a regulatory framework for 
the dominant supplier. Both items will be of decisive influence 
on the developmentofthetelecommunicat ion sector in the me­
dium term: the decisions now taken will determtne whether 
Austr ia will or will not have competit ion in this sector. Given the 
huge reform deficit, Austria's Postal Service will have to under-
take massive adjustments to cope with the new challenges. 
Austria's attractiveness as a location of economic activity will 
depend to a large extent on the success of this reform 
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